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Die Einwohnergemeinde Würenlos, gestützt auf Art. 5 des Bundesgesetzes über die Raumpla-
nung vom 22. Juni 1979 (Raumplanungsgesetz, RPG) 1) sowie §§ 28a ff. des Gesetzes über 
Raumentwicklung und Bauwesen des Kantons Aargau (Baugesetz, BauG) vom 19. Januar 1993 
(Stand 1. Juli 2024) 2), beschliesst: 

§ 1  

Der Abgabesatz für die Mehrwertabgabe bei  

a) Einzonungen von Grundstücken in eine Bauzone,  

b) den Einzonungen gleichgestellten Umzonungen innerhalb Bauzonen 
gemäss (§ 28a Abs. 1 BauG) 2) 

ist in § 9 Abs. 1 der Bau- und Nutzungsordnung (BNO) festgelegt. Sollte 
diese Bestimmung im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Reglementes 
noch nicht in Kraft sein, gilt übergangsrechtlich ein Abgabesatz von 
30 %. 

§ 2  

1 Als Planungen im Sinne von § 28a Abs. 2 BauG 2), deren Vorteile aus-
zugleichen sind, gelten die allgemeine Nutzungsplanung oder der Erlass 
von Sondernutzungsplänen. 

2 Der Gemeinderat ist gehalten, mit Grundeigentümerschaften Verträge 
zum Ausgleich anderer Planungsvorteile gemäss § 28a Abs. 2 BauG 2) 
anzustreben, insbesondere bei 

a) Aufzonungen (beispielsweise Erhöhung der Ausnützungsziffer oder 
der Vollgeschosszahl); 

b) Anpassung der Bau- und Nutzungsvorschriften, die zu einer Erhö-
hung der möglichen baulichen Dichte führen; 

c) Umzonungen, wie beispielsweise die Zuweisung von Gewerbezonen 
oder von Spezialzonen Gärtnerei und Gartenbau in eine Wohnzone; 

d) Festlegung von Spezialzonen gemäss Art. 16a Abs. 3 und 18 RPG 1); 

e) Sondernutzungsplanungen; 

und entsprechende Vertragsverhandlungen zu führen. 

3 Der Ausgleich ist monetär und/oder in anderer Form zu leisten. 

4 Gegenstand solcher Verträge können insbesondere sein: 

a) Massnahmen zur Erhöhung der Siedlungsqualität, namentlich die 
Schaffung und die Gestaltung öffentlicher Räume wie die Erstellung 
oder die Aufwertung von Pärken, Plätzen und anderen öffentlich 
zugänglichen Freiräumen, Grünanlagen und Erholungseinrichtungen; 

b) die Erstellung von oder Beteiligung an der Infrastruktur, insbesondere 
an der Förderung des öffentlichen und geteilten Verkehrs und dessen 
Zugänglichkeit sowie des Fussverkehrs; 
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c) die Erstellung von oder Beteiligung an öffentlichen Einrichtungen und 
Anlagen, insbesondere für Bildung, Kultur, Soziales, Gesundheit und 
Sport; 

d) Massnahmen zur lokalen Hitzeverminderung, Biodiversitätsförderung 
sowie Lärmsenkung; 

e) Massnahmen zur Erhaltung und Entwicklung der Baukultur auf 
kommunaler Ebene, insbesondere Beiträge an die Mehrkosten von 
Gebäuden mit Substanzschutz; 

f) der Abtausch oder die Abtretung von Grundstücken oder Grund-
stücksteilen, die Einräumung von Wegrechten oder von Bau- oder 
Nutzungsrechten für Bauten und Anlagen im öffentlichen Interesse; 

g) die Schaffung von preisgünstigem oder gemeinnützigem Wohnraum; 

h) Unterhaltsverpflichtungen. 

§ 3  

1 Die Erträge der gesetzlichen Mehrwertabgabe und die monetären 

Leistungen des vertraglichen Ausgleichs anderer Planungsvorteile wer-
den in einen Spezialfonds einbezahlt. 

2 Der Spezialfonds wird durch den Gemeinderat verwaltet.  

§ 4  

1 Die Mittel des Spezialfonds werden insbesondere 

a) für Entschädigungszahlungen der Gemeinde für materielle Enteignung 
aufgrund raumplanungsrechtlich gebotener Massnahmen; 

b) für die in § 2 Abs. 4 erwähnten Zwecke, soweit sie nicht durch Real-
leistungen geleistet werden; 

c) Durchführung von qualitätssichernden Verfahren zur Erhöhung der 
Siedlungsqualität (z. B. Testplanung, Studienauftrag, Wettbewerb); 

d) Nutzbarmachung von brachliegenden oder ungenügend genutzten 
Flächen, 

verwendet. 

2 Über die Verwendung der Mittel aus dem Spezialfonds entscheidet der 
Gemeinderat bis zu einem Betrag von Fr. 150'000.00 abschliessend; über 
diesem Betrag liegende Verwendungen fallen in die Zuständigkeit der 
Gemeindeversammlung. 
3 Die Verwaltungskosten im Zusammenhang mit der Mehrwertabgabe 
werden dem Spezialfonds belastet. 
4 Im Übrigen gelten die Bestimmungen der kantonalen Verordnung über 
die Mehrwertabgabe 1), soweit mit dem vorliegenden kommunalen Regle-
ment nicht davon abgewichen wird. Soweit sie das kantonale Verfahren 
bzw. kantonale Beiträge betreffen, gelten sie sinngemäss auch für das 
kommunale Verfahren bzw. kommunale Beiträge. 
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§ 5 

1 Der Gemeinderat ist für die Berechnung des Ausgleichs von Planungs-
vorteilen zuständig. Er kann dafür Fachpersonen beiziehen. 

2 Der Planungsvorteil bzw. der Mehrwert ergibt sich aus der Differenz der 
Verkehrswerte (ohne Bauten und Anlagen) vor und nach der Planungs-
massnahme. 

3 Massgebend für die Höhe der Ausgleichsleistung ist der Zeitpunkt der 
Inkraftsetzung der Planungsmassnahme (Nutzungsplanung, Sondernut-
zungsplanung), die den Mehrwert herbeigeführt hat. 

4 Für die Berechnung der Höhe der Planungsvorteile können fallweise fol-
gende Gestehungskosten in Abzug gebracht werden: 

a) Planungskosten von privat bezahlten Sondernutzungsplänen (inklu-
sive Kosten von Konkurrenzverfahren, wenn eine vom Gemeinderat 
bestimmte Vertretung in der Jury vertreten ist); 

b) Schätzungskosten; 

c) Leistungen im Zusammenhang mit Erschliessungen, die über den 
Anteil der Grundeigentümer gemäss Gebührenverordnung zum 
Reglement über die Finanzierung von Erschliessungsanlagen hinaus-
gehen. 

5 Nicht in Abzug gebracht werden können Leistungen, die zur Erfüllung 
von qualitativen Vorgaben aus der BNO oder zur Erfüllung von Voraus-
setzungen für einen Bonus in Sondernutzungsplangebieten nötig sind 
(z. B. höherer Energiestandard, Lärmschutzmassnahmen usw.). 

 

§ 6 

1 Im verwaltungsrechtlichen Vertrag kann die Gemeinde eine Sicher-
stellung der Ausgleichsleistungen verlangen (z.B. Anmerkung des Ver-
trags im Grundbuch, Bankgarantie in Form einer Solidarbürgschaft, 
Grundpfand). 

2 Der Bezug des Ausgleichs von Planungsvorteilen wird im verwaltungs-
rechtlichen Vertrag geregelt. In der Regel erfolgt der Bezug im Zeitpunkt 
der Veräusserung des Grundstücks oder im Rahmen der Erteilung einer 
Baubewilligung (§ 28d Abs. 1 BauG 1)). Der Veräusserung gleichgestellt 
sind die in § 96 Abs. 2 Steuergesetz 2) genannten Tatbestände. Auf-
geschoben werden kann der Bezug gemäss den in § 97 Abs. 1 StG 2) auf-
geführten Tatbeständen. Bei Sondernutzungsplanungen erfolgt der 
Bezug in aller Regel im Zeitpunkt der Rechtskraft der Planung. 

3 Der Bezug einer Ausgleichsleistung kann bei untergeordneten Bauvor-
haben, z. B. ohne Erstellung von zusätzlichen Geschossflächen oder 
untergeordneten Nutzungsänderungen, durch den Gemeinderat ganz 
oder teilweise aufgeschoben werden. 
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§ 7 

Dieses Reglement tritt per 1. Januar 2026 in Kraft. 

 

§ 8 

Dieses Reglement findet auf alle bei Inkrafttreten dieses Reglements 
noch nicht rechtskräftigen Nutzungs- und Sondernutzungspläne Anwen-
dung. 

 
 
Beschlossen durch die Einwohnergemeindeversammlung am 29. April 2025. 
 
 
Würenlos, 29. April 2025 GEMEINDERAT WÜRENLOS 
 
  Der Gemeindeammann: 

  Anton Möckel 
 
  Der Gemeindeschreiber: 

  Daniel Huggler 
 
 

Inkrafttreten 

Übergangs-
bestimmungen 


